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Problem Nr . 1 : Der Lastenausgleich
Währungsreform , Preisbildung , Lasten¬

ausgleich ! Es sind immer wieder die glei¬
chen Fragen , die heute landauf landab
diskutiert werden . Uns alle haben die Er¬
eignisse seit dem 20 . Juni hart getroffen ,
ganz besonders aber jene , die durch die
Zerstörung ihrer Wohnung und Verlust
ihrer Habe zum Leben unter den primi¬
tivsten Bedingungen gezwungen wurden .
Denn ihr „, Warenhunger " ist naturgemäß
sehr groß , während die Mittel zur Be¬
schaffung des Notwendigsten dahingeschmol¬
zen sind . Es ist deshalb nicht leicht , im
zerstörten Mannheim über die Auswir¬
kungen des Währungsschnittes zu spre¬
chen , denn hier sind der Probleme noch
mehr als anderswo . Einerseits erhofften
sich die Geschädigten eine günstige Wen¬dung ihrer Lage durch die Stabilisierung
unserer Wirtschaft , andererseits ist aber
durch die Reform die Möglichkeit der Ka¬
pitalbeschaffung zum Wiederaufbau sehr
in Frage gestellt . Wie ihre Lage gebessert
werden kann angesichts der heutigen Si¬tuation unserer Wirtschaft , darüber sprach
Regierungsdirektor August Kuhn in einer
Versammlung des Bezirks Mannheim - In¬
nenstadt und formulierte dabei insbeson¬
dere den Standpunkt der Partei zur Fragedes Lastenausgleichs .

Treffend wies er darauf hin , daß die
Währungsreform , wie sie uns jetztbetroffen hat , nicht erst in den letzten
Monaten vorbereitet wurde , sondern schonim Jahre 1933 , als alle Sparkonten , Vermö¬gen der Versicherungsgesellschaften , ein¬schließlich der Sozialversicherungen etc . inForm der Reichsschatzanweisungen an denStaat abgeführt werden mußten zur Finan¬
zierung der Rüstung . Die jetzt von den
Militärregierungen angeordneten Maßnah¬men sind nur der letzte Schlußstrich unter
ein sehr trauriges Kapitel deutscher Ge¬schichte und stellen uns die grausameWahrheit über unsere volkswirtschaftliche
Lage vor Augen . Obwohl sie der wirt¬schaftlichen Stagnation im Augenblick einEnde bereiteten , weiß der Einzelne nochnicht , ob zu seinem Nutzen oder Nachteil .
Die Institutionen , auf die sich die wirt¬schaftlich Schwachen stützten , Staat , Ge¬meinde und Wohlfahrtsverbände , sind
durch den Währungsschnitt genau so armwie der einzelne , teilweise sogar nochhärter betroffen . Großzügige Hilfe ist vonhier nicht zu erwarten , da auch hier erstwieder das Kapital gebildet werden muß .Soweit sich bis jetzt übersehen läßt , sindalso am schwersten betroffen , die nichtmehr erwerben können . Es ist deshalb füreine christlich und sozial denkende Parteiwie die CDU eine Selbstverständlichkeit ,diesen Menschen vor allen anderen wieder

eine , wenn auch bescheidene , materielleGrundlage zu schaffen .
Diesem Zweck soll der angestrebte

Lastenausgleich dienen . Viel dis¬kutiert , als schwerster Teil der Reformden deutschen Stellen überlassen , ein Prüf¬stein des sozialen und menschlichen Den¬kens unter Berücksichtigung der wirtschaft¬

lichen Notwendigkeiten , wird er noch lange
Zeit die Gemüter beschäftigen . Denn er
stellt alle an ihm Beteiligten vor ernste
Entscheidungen . Bei ausländischen und
deutschen Stellen war von Anfang an der
Grundsatz maßgebend , daß durch die jet¬
zige Geldreform der Sachwert genau in
demselben Ausmaß betroffen werden müsse
wie der Barbestand . Und es ist das Bestre¬
ben aller , die sich mit ihm beschäftigen ,
diesem Grundsatz gerecht zu werden . Wie
aber ist er zu verwirklichen ? Bis jetzt
scheint der Sachwertbesitzer jedenfalls noch
immer günstiger abgeschnitten zu haben als
der Besitzer eines Barvermögens . Denn wie
die Dinge heute liegen , wird auch nach
einem finanziellen Ausgleich der erhöhte
Baukostenindex ( auf 300 bis 400 % ! ) den
Wiederaufbau nur zu einem sehr kleinen
Teil gestatten . Grundsätzlich ist jedenfalls
der unzerstörte Grundbesitz dem zerstör¬
ten , bzw . dem Bargeldwert gleichzustel¬
len , d . h . also bis zu 1/10 zu belasten . Für die
Bewohner einer zu dreiviertel zerstörten
Stadt wie Mannheim ist dies eine Selbst¬
verständlichkeit . Schwer aber wird es sein ,
diesen Grundsatz in den unzerstörten Städ¬
ten und bei den ,,unbeteiligten " Grundbe¬
sitzern durchzusetzen . Regierungsdirektor
Kuhn trat dafür ein , den Ausgleich nicht
zugunsten einer Staatskasse , sondern einer
eigens hierfür geschaffenen Ausgleichskasse
durchzuführen , um Rückgriffe der staat¬
lichen Organe oder der Besatzungsmächte

uf diese Kasse unmöglich zu machen . Im
Zusammenhang mit Lastenausgleich und

Wiederaufbau muß die Kreditgebarung der
Banken einer eingehenden Revision unter¬
zogen werden . 7 % Zins für ausgeliehenes
Kapital kann von der kredithungrigen
Wirtschaft nicht getragen werden . Es gibt
Leute , die zur Durchführung aller dieser
Maßnahmen nach der Staatsgewalt rufen .
Auf diesem Standpunkt stehen wir nicht .
Es muß ein Ende sein mit der Zwangswirt¬
schaft auf allen Gebieten . Und wenn Über¬
griffe der Produzenten oder des Zwischen¬
handels festzustellen sind , so gibt es die
dafür zuständigen Selbstverwaltungsorgane ,
die auf Grund ihrer Befugnisse dagegen
einschreiten können .

Die Preissteigerungen , die seit
der Geldreform zu verzeichnen sind , waren
nur möglich durch das Versagen der
Preisbildungsstellen , die den Wirtschafts¬
ministerien unterstehen . Hier also müßte
der Hebel angesetzt werden . Eine dankbare
Aufgabe für die SPD , die , mit Ausnahme
von Bayern , die Wirtschaftsminister der
Bizone stellt .

Abschließend gab der Redner noch einen
Überblick über die z . Z. am meisten inter¬
essierenden politischen Probleme : Neure¬
gelung der Ländergrenzen in Südwest¬
deutschland , Bildung eines westdeutschen
Staates und Schaffung eines Betriebsräte¬
gesetzes , das die Billigung auch der Militär¬
regierung findet . Hier sind die Dinge noch
im Fluß . Aber die CDU wird immer einen
Standpunkt einnehmen , der von Gerechtig¬
keitsgefühl geleitet ist und von dem Be¬
wußtsein , auch den letzten Deutschen ge¬
genüber verantwortlich zu sein , der das
Recht auf persönliche Freiheit hat und auf
die Achtung vor seiner Würde als Mensch
und Ebenbild seines Schöpfers . F . E.

Mitläufer als Bürgermeister
Wie anderwärts , so wurden auch bei uns

in Baden etliche Mitläufer bei den letzten
Wahlen zu Bürgermeistern gewählt . Im
Vergleich zu Württemberg und vor allem zu
Großhessen ist hier ihre Zahl nicht beson¬
ders groß . In Hessen wurden über 500
Mitläufer Bürgermeister . Es muß als ver¬
ständlich empfunden werden , daß die An¬
sichten darüber auseinandergehen , ob es am
Platze war , den Mitläufern politisch allge¬
mein so weit entgegenzukommen , daß man
so früh schon ihre Wahl zu Bürgermeistern
zugelassen hat . Denn darüber darf
und kann keine Meinungsver¬
schiedenheit bei den verant¬
wortlichen Parteiinstanzenherr¬
schen , daß die Wiederkehr der
Nazis unter allen Umständen
verhindert werden muß .

Nun will aber der Streit darüber , ob es
zweckmäßig war , Mitläufer auf die Rathäu¬
ser ziehen zu lassen , nicht zur Ruhe kom¬
men . Es kommen auch immer wieder Amts¬
enthebungen vor , weil ein erneutes Spruch¬
kammerverfahren angeordnet werden muß .
Wir lassen die Frage dahingestellt , ob die
Hintergründe des neuen Denazifizierungs¬
verfahrens immer ganz sauber und ordent¬
lich sind . Wir könnten uns denken , daß auch
einmal unlautere Absichten mitspielen , daß

man also dem Neugewählten ,,eins auswi¬
schen " will . Denn der Unterschied zwischen
den Ultra - Nazis und ihren Gegnern von
ganz Links ist nicht immer besonders groß .
Wir wollen hier nur kurz darstellen , was
unseres Erachtens vom Standpunkt der CDU
aus zu dieser Angelegenheit im allgemeinen
zu sagen ist .

Alle unsere Bürgermeister die Mit¬
läufer vor allem eingeschlos¬
sen dürfen in keinem Augenblick ver¬
gessen , welche Pflichten sie im demokra¬
tischen Staat zu erfüllen haben , auch
wenn ihre Wahl von alten Nazis besonders
begrüßt und begünstigt worden ist . Es wird
von ihnen mit Recht erwartet , daß sie die
Grundsätze der Demokratie ehren und ach¬
ten und ihre Regeln treu und gewissenhaft
befolgen . Eine Begünstigung von ehemali¬
gen Nazis zum Nachteil Andersgesinnter
vor allem muß unterbleiben . Wenn Mitläu¬
fer als Bürgermeister etwa rückfällig wer¬
den und infolgedessen versagen , dann muß
das über kurz oder lang für sie zu recht
unliebsamen Konsequenzen führen . Auch
die CDU dürfte und könnte dazu nirgends
schweigen . Wir würden uns sonst mitschul¬
dig machen .

Auf der anderen Seite wollen wir von der
CDU die demokratische Entwicklung nicht
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dadurch beeinträchtigen , daß wir ehema¬

lige Nazis tur inimer das Recht und die

Moglichkeit vorenthalten , im demokrati¬

senen Staat beruflich und politisch im de¬

mokratischen Sinn mitzuarbeiten und mit¬

zuwirken , zumal da wir wissen , daß gute

Fachkräfte überall nötiger denn je ge¬
braucht werden . Wir dürfen auch nicht

übersehen , wieviele Menschen nur nomi¬

Dell Mitglieder der NSDAP gewesen sind ,

vorab unter den heutigen ,,Mitläufern " . Ge¬

wiẞ konnten die alten Nazis , je nachdem

ihr Fall lag , nicht ungeschoren und unbe¬

helligt bleiben . Aber so wie die Entnazifi¬

zierung vor sich ging , haben wir doch unsere

Vorbehalte . So war sie ein Fehlschlag . Sie

hat wohl mehr Schaden als Nutzen gebracht .

Machen wir darum Schluß damit . Von den

Bürgermeistern , die Mitläufer waren , ge¬

hören nur wenige der CDU an . Wir hoffen ,

daß in Bälde die Zeit kommt , da unser gan¬

zes Volk erkennt , daß es nur in der Demo¬

kratie friedlich und anständig leben kann .
Ad . Kühn , M. d . L.

Bürgermeister gebt acht !

Wie auch zum Teil aus Pressemeldungen

hervorgeht , haben sich in letzter Zeit bei

Affentlichen Gemeinderatssitzungen Zwi¬

schenfälle ereignet , die zu denken geben .
Was da und dort in Einzelfällen vorkam ,
das kann nicht ohne weiteres hingenommen

werden . In einigen Orten , und dies waren

nicht immer ganz kleine Plätze , haben sich
Leute aus dem Publikum , man spricht sogar
von Vertreterinnen des schönen Geschlechts ,

in öffentlicher Gemeinderatssitzung an der

Aussprache beteiligt . Und die Bürgermeister
und auch die Gemeinderäte sollen dazu

geschwiegen haben . Daß dabei Wider¬

spruch ausgelöst wurde und daß es dann

im weiteren Verlauf mehr oder weniger leb¬

haft zugegangen ist , ist nicht gerade auf¬
fällig . Wir wollen nicht alles wiedergeben ,

was wir darüber gehört haben . Das Schau¬

spiel soll nicht immer sehr nett gewesen
sein . Und einzelnen Gemeinderatsmitglie¬
dern soll deshalb ihr Ehrenamt etwas ver¬
leidet sein .

So geht das natürlich nicht ! Derartige
Vorkommnisse kann man nicht einfach dul¬

den . Es muß Ordnung herrschen .

Nach dem Gesetz handhabt der Bürgermei¬
ster die Ordnung in den Gemeinderatssit¬

zungen ; er muß sie sogar handhaben . Das
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Steuereinnahmen und Wirtschaftskraft

in Württemberg und Baden

Das Badische Statistische Landesamt in

Karlsruhe hat berechnet , wie hoch sich die
Einnahmen aus den früheren Reichssteu¬

ern , die jetzt von den Ländern nach den

gleichen Tarifen und Vorschriften erhoben

werden , auf den Kopf der Bevölkerung in

den Ländern Württemberg - Baden , Würt¬
temberg - Hohenzollern und Südbaden be¬

laufen . Die Berechnung umfaßt die Besitz¬

und Verkehrsteuern , sowie die Zölle und

Verbrauchsteuern . Da die Frage des Zusam¬
menschlusses der erwähnten Länder zu ei¬

nem leistungsfähigen südwestdeutschen

Staat jetzt in das akute Stadium getreten

ist , gewinnen die Zahlen besonderes In¬

teresse .
Die Besitz - und Verkehrsteuer

enthalten : Lohnsteuer , veranlagte Einkom¬

mensteuer , Körperschaftssteuer , Vermögens¬

steuer und Umsatzsteuer , somit durchweg

Steuern , deren Erträge als Gradmesser für
die Wirtschaftskraft eines Landes ange¬

sehen werden können . Im Landesbezirk

Württemberg betrugen die Einnahmen aus

diesen Steuern für das Rechnungsjahr 1946

auf den Kopf der Bevölkerung 264,50 RM ,
im Landesbezirk Baden 257,90 RM , im Land

aber nurWürttemberg - Hohenzollern
167,40 RM , im Land Südbaden 189,50 RM .

Für das Rechnungsjahr 1947 sind die ent¬

sprechenden Zahlen : Landesbezirk Würt¬

temberg 319,20 RM , Landesbezirk Baden

293,40 RM , Land Südbaden 249,10 RM . Aus

Württemberg - Hohenzollern liegen die An¬

gaben für 1947 noch nicht vor .

Wie diese Zahlen zeigen , liegt in beiden

Jahren der Landesbezirk Württemberg an

der Spitze , in nicht sehr großem Abstand

folgt der Landesbezirk Baden , in weiterem

Abstand Südbaden , noch weiter zurück liegt

Württemberg - Hohenzollern .

Da besonders die Lohnsteuer und die Um¬

satzsteuer Rückschlüsse auf den Stand der

Wirtschaft eines Landes erlauben , erscheint

es zweckmäßig , die Erträge dieser Steuern ,

die in den mitgeteilten Zahlen schon ent¬

halten sind , im einzelnen zu betrachten . Im

Landesbezirk Württemberg ergab die Lohn¬

steuer für das Rechnungsjahr 1946 auf den

Kopf der Bevölkerung 55,20 (1947: 71,60) RM ,

im Landesbezirk Baden 51,0 (1947 : 66,40 ) RM ,

in Württemberg - Hohenzollern 32,60 RM

und in Südbaden 43,30 ( 1947 : 53,20 ) RM .

Diese Zahlen vervollständigen das Bild , das

die Gesamtzahlen der einzelnen Gebiete
wurdenvermittelten . Aus Umsatzsteuer

1946 (1947 ) in RM auf den Kopf der Bevöl¬

krung verbucht im Landesbezirk Württem¬

berg 43,9 (60 , - ) , im Landesbezirk Baden 46,2

(57,9 ) , in Württemberg - Hohenzollern 27,3

und in Südbaden 31,7 (47,1 ) .

-

Etwas anderes liegen die Dinge bei den

Einnahmen aus den Verbrauchsteu¬

ern . Dazu gehören als ergiebigste Steuer¬

quellen die Tabak - und Biersteuer . Die Ein¬

nahmen aus Zöllen diese sind natürlich
und Verbrauch¬nur ganz geringfügig

steuern betrugen 1946 auf den Kopf der Be¬

völkerung im Landesbezirk Württemberg

51,40 ( 1947 : 73,50 ) RM , im Landesbezirk Ba¬

den 147,10 (117,40 ) RM , in Württemberg¬

Hohenzollern 41,20 RM und in Südbaden

107,20 ( 187,90 ) RM . Hier fallen die verhält¬

nismäßig hohen Zahlen des Landesbezirks

Baden und des Landes Südbadén auf . Sie er¬

klären sich aus der Tatsache , daß die Ta¬

baksteuereinnahmen dieser Gebiete beson¬

ders hoch waren , weil Gesamtbaden einen

weit ausgedehnteren Tabakanbau und eine

weit größere Tabakindustrie hat als Ge¬

samtwürttemberg . Den augenblicklich stark

überhöhten Sätzen der Tabaksteuer verdan¬

ken daher die badischen Gebiete den relativ

günstigen Stand ihrer Steuereinnahmen .

Künftig aber wird sich das ändern , denn es

ist ein wesentlicher Abbau der Tabaksteuer

geplant (wie Finanzminister Dr . H. Köhler

bereits bekanntgab ) , weil die überhöhten
Sätze zu einem katastrophalen Rückgang

der Steuereinnahmen geführt haben . Auch

die Biersteuer ist bereits ermäßigt worden ,

weil sie seit der Währungsreform fast über¬

haupt nichts mehr einbringt . Man kann

also aus Zahlen über die Erträge dieser bei¬

den Steuern in den letzten beiden Jahren

keinerlei Schlüsse auf die jetzige oder künf¬

tige Entwicklung ziehen , ausschlaggebend
für die Beurteilung der Steuer - und Wirt¬

schaftskraft bleiben vielmehr die Besitz¬

und Verkehrssteuern .

ist unbedingt seinePflicht. Wer seine Pflicht Ein kommunalpolitisches Programm der CDU
nicht erfüllt , der verletzt sie . Das Rede¬

recht besitzen nur die Mitglieder des Ge¬

meinderats , ausnahmsweise auch gemeind¬
liche Beamte . Sonst niemand . Die Bürger¬

meister müssen sich vor Augen halten , daß
sie unter Umständen sogar von der Staats¬
aufsichtsbehörde zur Veranwortung gezogen

werden , wenn sie versagen . Es könnte so¬

gar sein , daß Gemeinderatsbeschlüsse für

ungültig erklärt werden , wenn das Gesetz
verletzt wird . Auch Bei - oder Mißfallens¬

kundgebungen der Zuhörer sind unzulässig .

Wir wollen das einmal in aller Öffentlich¬

keit feststellen und hoffen , daß sich alle

Bürgermeister ihrer Aufgabe gewachsen
zeigen . Sie müssen das Heft strammer in

der Hand behalten . A. K.

Rückgriffsrecht bei Altsparern

Einige Landesverbände der CDU haben
ihre kommunalen Fraktionen aufgefordert ,

in ihren Vertretungskörperschaften den

Antrag einzubringen , daß bei Altsparern

(Frauen über 55 Jahre , Männer über 60

Jahre ) von dem Rückgriffsrecht auf Ein¬

kommen und Vermögen ihrer an sich unter¬

haltungspflichtigen Verwandten bis zur Re¬

gelung des Lastenausgleichs einstweilen

kein Gebrauch gemacht wird , soweit sie

durch die Währungsreform ihre für einen
sorgenfreien Lebensabend bestimmten Spar¬

gelder verloren haben und dadurch jetzt

darauf angewiesen sind , sich zum Bezug

von Fürsorgeunterstützung anzumelden . In

verschiedenen Städten ist bereits gemäß

dem Antrag beschlossen worden .

Wir wollen gewiß nicht behaupten , daß

dem Programm einer Partei allein die ent¬

scheidende Bedeutung zukommt . Ausschlag¬

gend wird neben der geleisteten Arbeit stets

der Erfolg sein . Die Tätigkeit ist jedoch

um so erfolgversprechender , je besser das

Fundament ist . Es kommt in der Politik

sehr viel auf gute Grundsätze an . Dies gilt

vor allem auch auf kommunalpolitischem
Gebiet . Neben dem Programmatischen darf

hier das Organisatorische nicht übersehen

oder unterschätzt werden .

Auf dem Rittersturz " bei Koblenz

fand in der Zeit vom 5. bis 7. August eine

interzonale kommunalpolitische Tagung der

CDU statt , bei der maßgebliche CDU Kom¬

munalpolitiker sich unter dem Vorsitz von

Oberbürgermeister Bitter aus Reckling¬

hausen zusammenfanden . Im Vordergrund

stand die Frage des Auf - und Ausbaues der

Organisation über das ganze Reichsgebiet
hin . Hierüber wurden mehrere Referate

gehalten . Schließlich wurde die Satzung

der „ Kommunalpolitischen Arbeitsgemein¬
schaft der CDU / CSU Deutschlands " einstim¬

mig genehmigt . Damit werden die komm .

pol . Vereinigungen der CDU in allen deut¬

schen Ländern zusammengefaßt . Vorläu¬

figer Sitz der Arbeitsgemeinschaft ist Reck¬

linghausen . Es ist eine Reihe von Maßnah¬

men geplant , um überall ein gleichmäßiges
Vorgehen in allen grundsätzlichen Fragen

zu erreichen und um ein planvolles Zusam¬

menwirken der Fraktionen in wichtigen An¬

gelegenheiten herbeizuführen . Der Aufbau

vollzieht sich völlig demokratisch . Organe

sind neben dem Vorstand ein Hauptaus¬

schuß und eine Vertreterversammlung . Da

aus Nordbaden ein Vertreter in den Vor¬

stand berufen wurde , werden wir in Baden

in allen Organen vertreten sein .

Geplant ist auch die baldige Herausgabe

einer eigenen kommunalpolitischen Zeit¬

schrift , deren Aufgabe es sein soll , alle

in der kommunalen Arbeit stehenden Ver¬

treter der Union über die prinzipiellen Fra¬

gen der Gemeindepolitik zu unterrichten

und zu grundlegenden Fragen Stellung zu

nehmen . Wir dürfen verraten , daß bereits

zahlreiche namhafte Persönlichkeiten ihre

Mitarbeit zugesagt haben .
Die Leitsätze für die Kommu¬

nalpolitik der CDU sind so weit vor¬

bereitet und gediehen , daß sie in Bälde wei¬

teren Kreisen unterbreitet und dann end¬

gültig verabschiedet und in Kraft gesetzt

werden können . Wir sind überzeugt , daß

sie bei Wählern und Gewählten weithin

Anklang finden werden .

Es ist unmöglich , an dieser Stelle auf den

Inhalt der verschiedenen einschlägigen Vor¬

träge näher einzugehen . Besonders beifällig

aufgenommen wurde u . a . ein Vortrag des

Bürgermeisters und Landtagsabg . Feld¬

mann aus Geseke in Westfalen über , ,Die

bürgerschaftliche Selbstverwaltung als Vor¬

aussetzung wahrer Demokratie " . Wir neh¬

men an , daß die behandelten Fragen auch

in der neuen Zeitschrift , eine nähere Be¬

leuchtung erfahren werden . Mit der Ko¬

blenzer Tagung ist ein weiterer kräftiger

Schritt nach vorwärts getan . A. K. S
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Kreis und Gemeinde

Kommunale Steuern , Gebühren und Beiträge

G. Sauer , Edingen a . N.

Durch die Währungsumstellung und die
damit in Verbindung stehende finanzielle
Notlage der Städte und Gemeinden werden
die kommunalen Gebietskörperschaften
mehr als bisher auf die restlose Erfassung
aller ihr zur Verfügung stehenden Ein¬
nahmequellen achten müssen , wenn
ihren Haushalt künftig einigermaßen in
Ordnung halten wollen .

sie

Neben der Grund - und Gewerbe¬
steuer , die immer noch das Rückgrat des
gesamten gemeindlichen Finanzwesens bil¬
den , stehen den Gemeinden noch eine Reihe
finanziell weniger bedeutende Steuern
direkter oder indirekter Art sowie Gebüh¬
ren und Beiträge zu , deren Erhebung den
Gemeinden teilweise zur Pflicht gemacht ist .
Da und dort hat man in der Vergangenheit
hauptsächlich in den ländlichen Gemeinden
auf die Erhebung der einen oder anderen
Steuer oder von Gebühren und Beiträgen
verzichtet und den gesamten gemeindlichen
Finanzbedarf durch die Grund - und Ge¬
werbesteuer gedeckt . Dieser Zustand , der
nur eine Besteuerung des Grundbesitzes
und des Gewerbes vornimmt , ist schon vom
Standpunkt einer gerechten Lastenvertei¬
lung aus gesehen , nicht haltbar . Es ist
recht und billig , daß auch andere Gemeinde¬
einwohner im Rahmen der durch Gesetz
oder Verordnung festgelegten Bestim¬
mungen ihren entsprechenden Beitrag zu
den Gemeindeaufwendungen leisten , sei es
in Gestalt von Steuern , Beiträgen oder Ge¬
bühren . Das Gesetz schreibt den badischen
Gemeinden die Reihenfolge vor , in welcher
der gemeindliche Finanzbedarf aufgebracht
werden soll .

In erster Linie nennt das Gesetz die Er¬
trägnisse des Vermögens und der wirt¬
schaftlichen Unternehmungen . Es folgen
weiter die Beiträge und Gebühren sowie
sonstige Einkünfte der Gemeinde , die Auf¬
lage auf den Bürgernutzen und schließlich
die Steuern , und zwar zuerst die Grund¬
und Gewerbesteuer und dann alle sonstigen
der Gemeinde überlassenen Steuerarten .

Während der Gemeindevertreter im allge¬
meinen über die verschiedenen Einkünfte¬
möglichkeiten aus den Steuerarten im Bilde
ist , scheint dies nicht immer hinsichtlich der

Frage der Erhebung von , ,Gebühren
und Beiträge " der Fall zu sein . Es soll
daher auf diese Frage näher eingegangen
werden .

Bei den Gebühren unterscheidet man

zwei Arten : 1. Verwaltungs - und Geschäfts¬
gebühren , 2. Benutzungsgebühren .

Die Verwaltungs - und Ge¬

schäftsgebühren sind Entgelte für
die von der Gemeinde dem einzelnen im
öffentlichen oder gemeinwirtschaftlichen
Interesse gebotenen Dienstverrichtungen .
Hierunter zählt man die Schreib - , Ent¬
wurfs - und Zustellungsgebühren , Gebühren
für Erteilung von Bescheinigungen , Bestä¬
tigungen , Verkündigungs - , Verhandlungs - ,
Entscheidungs - , Auskunftsgebühren usw .

Die Benutzungsgebühren sind
Entgelte für die Benutzung von Veranstal¬
tungen (Anstalten , Anlagen , Einrichtungen ) ,
die von der Gemeinde im öffentlichen oder

gemeinwirtschaftlichen Interesse unterhal¬
ten oder betrieben werden . Es fallen hier¬

unter vor allem die Wasser - , Strom - und
Gasversorgungsbetriebe , Entwässerungsan¬
lagen mit wiederkehrender Benutzung , die
Kanalbenutzung (nicht die einmaligen Ka¬
nalkostenbeiträge ) Desinfektionsanstalten ,
Schlachthäuser und Viehhöfe , Abfuhran¬
stalten , Gemeindefähren , Plakatanschlag¬
anstalten , Veranstaltungen zur Leichenbe¬
stattung und Gemeindefriedhöfe , Einrich¬

tungen für Zwecke der Tierzucht , des
Marktwesens usw .

Die Gebühren , die erhoben werden sollen ,
sind jeweils im voraus nach bestimmten
Sätzen festzusetzen . Zu diesem Zwecke be¬

darf es einer entsprechenden Gemeinde¬

satzung mit Staatsgenehmigung . Die Ge¬
schäfts - und Verwaltungsgebühren sind
seit Jahren einheitlich für das Land

Baden in der Bad . Verwaltungsgebühren¬
ordnung geregelt ; diese Gebührenordnung

Staatliche

oder kommunale Gemeindeprüfungsämter ?

Diese Frage ist in jüngster Zeit wieder
stärker in den Vordergrund gerückt worden . .
Sie muß auch bei uns gelöst werden . Sie
darf nicht allzulange in der Schwebe blei¬
ben . Deshalb stellen wir sie auch hier zur
Diskussion .

In § 103 der DGO v . Jahre 1935 war die
Errichtung einer besonderen Prüfungsan¬
stalt des öffentlichen Rechts für die über¬
örtliche Prüfung des Haushalts - , Kassen¬
und Rechnungswesens , der Wirtschaftlich¬
keit und Zweckmäßigkeit der Verwaltung
sowie der wirtschaftlichen Unterehmen
der Gemeinden vorgeschrieben . Praktische
Gestalt hat diese Vorschrift nicht angenom¬
men . Das Reichsministerium des Innern , dem
die Anstalt unterstellt werden sollte , hat die
erforderliche Verordnung nicht erlassen . Die
bestehenden überörtlichen Prüfungseinrich¬
tungen setzten auch während des Krieges
ihre Tätigkeit fort . Nun ist die Frage da und
dort erneut aufgetaucht . Darüber ist man
weitgehend einig , daß überörtliche Prüfun¬
gen nicht nur zweckmäßig , sondern auch nö¬
tig sind . Frägt sich nur , ob der Staat die
Aufgabe übernimmt ! Es soll nicht ver¬

schwiegen werden , daß dafür einige recht
gewichtige Gründe in die Waagschale ge¬
worfen werden . Man darf z . B. nur an die
Finanz - und Bedarfszuweisungen denken ,
die für absehbare Zeit noch eine große Rolle
spielen werden . Und einige Länder haben

sich schon für staatliche Prüfungsämter ent¬

schieden .
Die Befürworter einer kommunalen Prü¬

fungsanstalt legen sich nicht minder stark

ins Zeug . Sie pochen auf ihr Selbstverwal¬
tungsrecht . Sie behaupten auch , daß rein
staatliche Prüfungsämter ihre Aufgabe kei¬
neswegs von unheilvollen Einschränkungen
des kommunalen Ermessens freihalten wür¬

den und daß ihre Errichtung viel eher ei¬
nen Rückschritt als einen Fortschritt be¬
deute . Man denke durchaus nicht daran ,

staatlichen Stellen den gebotenen Einblick
in die gemeindliche Finanzgebahrung zu
verwehren . Man gibt den kommunalen Or¬

ganen u . a . auch deshalb entschieden den

Vorzug , weil diese über eine wirklichkeits¬
nähere Betrachtungsweise verfügten . Da¬
mit sind die Gründe pro et contra nur an¬
gedeutet .

Wir neigandahin , daß gemeind¬
liche Prüfungsämterden Vorzug
verdienen . Das badische Gemeindeprü¬
fungsamt , das eine Anstalt des öffentlichen

Rechts darstellt , darf jedenfalls für sich in

Anspruch nehmen , daß seine Arbeit gut war .

Von Baden aus gesehen , besteht kein Anlaß

zu einer grundlegenden Änderung . Es muß
natürlich immer die Gewähr dafür geboten
sein , daß die Belange des Staates nicht zu
kurz kommen und daß die Staatsaufsichts¬
behörden immer in der Lage sind , sich den
unentbehrlichen Einblick zu verschaffen . A. K

Seite 8

hat auch heute noch Gültigkeit . Durch Sat¬
zung mit Staatsgenehmigung können die in
der Verordnung festgelegten Gebühren
auch erhöht werden .

gehörenZu den Verwaltungsgebühren
auch die Standesamtsgebühren für die Tä¬
tigkeit des Standesamts . Diese Gebühren
sind ebenfalls einheitlich geregelt , und zwar
in der Dienstanweisung für Standesbeamte .
Neben den eigentlichen Gebühren sind auch
die baren Auslagen , die in einer Sache ent¬
stehen , wie Porto , Fernsprechgebühren ,
Tagegelder , Reisekosten u . dgl . zu erheben .

Für verschiedene Angelegenheiten be¬
steht Gebührenfreiheit . So wenn
die Tätigkeit der Gemeindebehörde im
öffentlichen Interesse erfolgt oder wenn
durch Gesetz oder Verordnung Gebühren¬
freiheit vorgeschrieben ist . Dies trifft bei
Armensachen , bei Angelegenheiten , die zur
Durchführung einer Rentensache , einer Ver¬
sorgungssache , eines Siedlungsverfahrens
usw . notwendig sind .

Die Beiträge gehören wie die Gebüh¬
ren zu den besonderen Gemeindeabgaben ;
sie sind öffentlich rechtlicher Art . Beiträge
können nach dem Gesetz erhoben werden ,
wenn durch öffentliche Veranstaltungen
(Anlagen , Anstalten oder Einrichtungen ) ,
die von der Gemeinde im öffentlichen oder

gemeinwirtschaftlichen Interesse ausge¬
führt , unterhalten oder in Betrieb genom¬
men werden , für einzelne Besitzer oder
Unternehmer oder für abgegrenzte Teile der
Gemarkung besondere Vorteile dargeboten
oder bestimmte Nachteile abgewendet wer¬
den oder wenn die Nutzung solcher An¬
lagen , Anstalten und Einrichtungen von ein¬
zelnen Beteiligten dieser Art in besonderem
Maße in Anspruch genommen wird . Man
erhebt insbesondere Beiträge für gemeind¬
liche Entwässerungsanlagen (Kanalisation ) ,
Ortsstraßen , Bauplatzumlegungen , für den
Feld - und Waldschutz , für Herstellung von
Feld - und Verbindungswege u . dgl .

Die Beiträge wie auch die Gebühren , un¬
scheiden sich von den allgemeinen steuer¬
lichen Abgaben dadurch , daß für sie von
der Gemeinde eine Gegenleistung
gewährt wird Während die Gebühren ein
Entgelt darstellen für die Vornahme amt¬
licher Handlungen oder die Benutzung ge¬
meindlicher Einrichtungen , entsteht die Bei¬
tragspflicht dadurch , daß die Gemeinde dem
einzelnen besondere Vorteile darbietet oder
von ihm besondere Nachteile abwendet .

Voraussetzung für das Entstehen einer
Beitragspflicht ist in jedem Falle die Er¬
lassung einer Gemeindesatzung , die
der staatlichen Genehmigung bedarf . Die
Satzung muß den zu erhebenden Gesamt¬
betrag oder die Grundsätze für dessen Be¬
messung , ferner den Maßstab für die Ver¬
teilung der Beiträge auf die Beteiligten und
den Zeitpunkt der Fälligkeit bestimmen . Die
Gemeinde hat nicht das Recht die Beiträge
willkürlich festzusetzen ; sie sind vielmehr
nach der Größe der gebotenen besonderen
Vorteile oder der abgewendeten Nachteile
oder des durch die besondere Inanspruch¬
nahme verursachten Kostenaufwands zu
bemessen .

Zu den wichtigsten Arten der Beiträge
gehören die sog . „ A nlieger bei¬
träge " , das sind in erster Linie die Kanal¬

kostenbeiträge und die Straßenkostenbei¬
träge . Die Kanalkostenbeiträge
sind einmalige Beiträge zu den Kosten der
erstmaligen Herstellung unterirdischer Ab¬

zugskanäle . Die zu erhebenden Beiträge
können im voraus allgemein durch Gemein¬
desatzung für das ganze Ortsgebiet oder
aber für bestimmte Straßenzüge bestimmt
werden . Im Gegensatz zu diesen einmaligen
Kostenbeiträgen , zu denen die Grundeigen¬
tümer herangezogen werden können , be¬
steht uch die Möglichkeit , die Benutzer der

Kanäle zu den laufenden Unterhaltungs¬
kosten beizuziehen . In diesem Falle spricht

man von laufenden Beiträgen oder von Be¬

nutzungsgebühren .

Bei der Erhebung von Straßenko¬

stenbeiträgen müssen die Bestim¬
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mungen des Ortsstraßengesetzes genau be¬
achtet werden . Will eine Gemeinde die

Grundstücksangrenzer zu den Straßenko¬
sten heranziehen , so kann sie von diesen

Ersatz verlangen für die Erwerbung und
Freilegung des Straßengeländes , Herstel¬
lung des Straßenkörpers , gewöhnliche Her¬
stellung der Fahrbahn und der zur Fahr¬

bahn gehörigen gepflasterten Rinnen , Un¬
terhaltung während höchstens 5 Jahren
nach der Straßenherstellung .

Der Umfang des Kostenbeizugs ist also
genau umrissen Es steht der Gemeinde

allerdings das Recht zu , sich statt eines vol¬
len Ersatzes auf einen teilweisen Er¬

satz der Aufwendungen zu beschränken .

Wichtig ist , daß der Beschluß über den Bei¬

zug der Angrenzer der Fertigstellung der
Straße vorangehen muß oder wenigstens noch

während der Herstellungsarbeiten gefaßt
wird . Für jede herzustellende Ortsstraße ist

eine besondere Satzung schon mit Rücksicht
auf die große Verschiedenartigkeit der Ver¬
hältnisse sowie ein entsprechender Kosten¬
voranschlag aufzustellen . Vor der Entschlie¬

Bung über den Beizug kann die Gemeinde
sog allgemeine Grundsätze , welche die
Art und den Umfang des Beizugs festlegen ,
aufstellen . Diese allgemeinen Grundsätze
sind für jedes Verfahren maßgebend .

1

Es bleibt eine Lücke

In einer Gemeinde im Landkreis Karls¬
ruhe wurden bei der Gemeinderatswahl am
am 7. 12 1947 alle Kandidaten der CDU in
den Gemeinderat gewählt . Eine andere Liste
ging völlig leer aus . Das war eine schöne
und glatte Sache . Am 1. Februar 1948 wurde
nun einer der Gemeinderäte zum Bürger¬
meister erkoren . Ein Nachrücke - Kandidat

stand nicht zur Verfügung . Nun entstand
eine Lücke , die auf irgendeine Weise ge¬
schlossen werden sollte . Nach bisherigem
badischen Recht war die Ergänzung
des Gemeinderats durch die Wahl ei¬
nes Ersatzmannes mit einfacher Mehrheit ,
und zwar durch den Gesamtgemeinderat
vorgesehen . Diese Vorschrift ist aber in¬
zwischen weggefallen . Es gilt jetzt auch in
Baden das Gesetz Nr . 328 v . 23 . Oktober 1947
über die Neuwahl der Gemeinderäte , der
Bürgermeister , der Kreistage und der Land¬
räte ( vgl . dazu Art . 2 ) . Nach den Bestim¬
mungen dieses Gesetzes Nr . 328 kann der
freie Gemeinderatssitz zur Zeit nicht be¬
setzt werden Die Ergänzung des Gemeinde¬
rats ist also unmöglich . Damit bleibt
die Lücke bis auf weiteres offen ,
wenn der Fall so liegt wie in der fraglichen
Gemeinde .

Wie wir hören , soll das Innenministerium
in Stuttgart der Ansicht sein , daß im Au¬
genblick eine ergänzende Rechtsvorschrift
nicht notwendig sei . Man will vielmehr zu¬
warten , bis der Entwurf einer Gemeinde¬
verordnung für Württemberg - Baden ver¬
abschiedet wird . Nach der allgemeinen Ent¬
wicklung dürfte es noch eine Weile dauern ,
bis eine neue Gemeindeordnung zustande
kommt ; denn wir können uns vorstellen ,
daß auch die Leute aus den beiden Südtei¬
len dabei sein wollen vielleicht auch die

Pfälzer , wenn ein neues gemeinsames Ge¬
meinderecht geschmiedet wird . Und es
könnte auch sein , daß das Gesicht der Ge¬
meindeverfassung dann etwas anders aus¬
schaut , als man dies bisher in Stuttgart ge¬
wollt hat .

-

A. K.
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Arzt als Wachmann im Nebenberuf

Jungärzte ohne Einkommen Großer Andrang und

wenig Zulassungen

Ein Gegensatz aus München : Der Volon¬
tär - Arzt hat ,, sämtliche Examia absol¬

viert , während des Krieges praktisch gear¬
beitet . Meine Tätigkeit gilt als Praktikum ,
wird also nicht bezahlt . . . ." Der Kranken¬

pfleger ist ungelernter Arbeiter , bin

abwechselnd vormittags und nachmittags

beschäftigt , habe mich gut eingelebt und

verdiene 245 . - netto . . ."

Beispielszahlen aus Freiburg i . Br . : An

den Universitätskliniken sind 229 Assisten¬

ten beschäftigt ; darunter Ärzte , die vor dem

Krieg Examen machten , ferner ausgebildete
Fachärzte ohne Niederlassung . Durch¬

schnittsalter : 30 bis 35 Jahre . Verheiratet :

etwa die Hälfte . Nach TOA . bezahlt : 84 ,

Pflichtassistentengehalt (50 . - ) erhalten 29 .

Ferner liefen : 116 ohne Gehaltszettel .

-

Der entbürgerlichte Jungarzt : Nicht be¬

zahlte Assistenten leben von Nebenbeschäf¬
verheiratet mit einemtigungen : ein Arzt

Kind - ist nachts Wachmann , die Frau ei¬

nes anderen arbeitet als Dienstmädchen

bei der Besatzungsmacht . Ein Volontär - Arzt

, ,privatissime et gratis " streckte vor¬

übergehend die Waffen und wurde Busi¬

nessman in einer amerikanischen Firma .

Der „ Bettenschlüssel " als Ausweg : Einem

Gesetzesvorschlag in Hessen und Nieder¬

sachsen entsprechend beantragten die ba¬

dischen Jungärzte , den , , Bettenschlüssel "

einzuführen . Auf eine bestimmte Zahl Bet¬

ten soll eine bezahlte Arztstelle kommen .

Bisher ist die Bettenzahl je Arzt sehr ver¬

schieden : in den größeren Freiburger Kli¬
niken entfallen auf einen bezahlten Arzt 40 ,

in den Landkreisen 30 Betten . In einem
dreiKrankenhaus sind für 240 Betten

Ärzte tätig . Durch den Bettenschlüssel

könnte eine größere Anzahl der unbezahl¬

ten Assistenten zu einer bezahlten Stellung

kommen . Die Kostenträger der Kranken¬
häuser (Gemeinden , caritative Körperschaf¬
ten ) stehen dem Vorschlag wegen finan¬
zieller Mehrbelastung nicht sehr sympa¬

thisch gegenüber . .

-

Die Zugelassenen im Engpaß : In Süd¬

württemberg - Hohenzollern gibt es 743 nie¬

dergelassene Ärzte , in den Landbezirken
kommt ein Arzt auf 1500 Menschen . Drei¬

hundert Ärzte wurden in den letzten beiden

Jahren zugelassen . Im Bereich der Bezirks¬

ärztekammer Freiburg i . Br . entfallen 1095

Briefkasten
Frage des Gemeinderats K. D. in U. : Welche Rechte

bzw. Pflichten hat ein Gemeinderat als Stellvertreter
des Bürgermeisters ? Ist er berechtigt , in die laufen¬
den Geschäfte der Gemeinde einzugreifen bzw. mit¬
hineinzureden ?

Antwort : Der stellv . Bürgermeister hat dieselben
Rechte und die gleichen Pflichten wie der Bürgermei¬
ster , aber nur wenn der Bürgermeister an der Aus¬
übung seines Dienstes verhindert ist und wenn
der Gemeinderat anbetreffende
seiner Stelle fungiert . Sonst nicht ! Dies
entspricht dem Gesetz . Etwas anderes wäre praktisch
auch nicht gut möglich . Weiterungen und Streitigkei¬
ten wären wohl unvermeidlich . Aber jeder Gemeinde¬
rat kann sich gebührend Geltung verschaffen . Er kann
bestimmte Fragen im Gemeinderat anschneiden und ,
wenn er eine Mehrheit findet , entsprechende Gemeinde¬
ratsbeschlüsse , unter Umständen gegen die Stimme des

„ Gottgläubig " und glaubenslos Bürgermeisters, herbeiführen. Auf keinen Fall ist es

Die Bezeichnung „ gottgläubig " soll nach

einem Vorschlag der Evangelischen Kirche
in Deutschland künftig in den Kirchen¬
büchern nicht mehr eingetragen werden .
Bei Personen , die weder einer Religions¬
gemeinschaft , noch einer Weltanschauungs¬
gemeinschaft angehören , soll die Bezeich¬

nung , ,Dissident " gewählt werden , die an

die Stelle der Bezeichnung glaubenslos "
zu treten hat .

dem Gesetz entsprechend , wenn der Bürgermeister auf
den Gesamtgemeinderat nicht hört , denn nach dem
Gesetz liegt die Verwaltung in den Händen des Ge¬
samtgemeinderats . K.

Frage mehrerer CDU - Gemeinderäte : Hat ein Ge¬
meindebeamter , der Mitläufer geworden ist oder am¬
nestiert wurde , ein Recht auf Wiederein¬
stellung in den Gemeindedienst ?

Antwort : Gemäß Abschnitt A Ziffer 1 der Grund¬
sätze des Staatsministeriums für die Wiedereinstellung
im öffentlichen Dienst vom 5. Dezember 1946" gelten
Beamte , Gie durch die Militärregierung , auf Wunsch
der Militärregierung oder sonst aus politischen Grün¬
den aus ihrer Stellung entfernt worden sind , nach den

-

- --

Menschen auf einen Arzt , in Freiburg i . Br .

569 Menschen . Die Zahl der zugelassenen

Ärzte seit Kriegsende stieg um 63 % . Am

1. Juni 1948 gab es 174 Ärzte in Freiburg
i . Br . - In den Landbezirken können Ärzte

mangels Wohnraum ihre Praxis nicht er¬
erst ! hofft dieöffnen . In fünf Jahren

Ärztekammer auf eine gewisse Lockerung

des Andranges und der Zulassungsschwierig¬

keiten . Altersversicherung und Fürsorge¬

fond sind abgewertet . Vorerst reichen die

Unterstützungen kaum für alte und bedürf¬

tige Ärzte . Die Kassen behielten ein Zehntel
ihres Bestandes , da sie nicht als Gebietskör¬

perschaften im Sinne des Abwertungsge¬

setzes gelten . Im Bezirk Freiburg i . Br .

konnte nach vielen Bemühungen Anfang

Juli eine 50 % - Monatsrate an die Kassen¬

ärzte ausbezahlt werden . ,,Patienten¬

schwund " macht sich nach der Währungsre¬

form kaum bemerkbar , aber die unbezahl¬

ten Rechnungen werden nur zögernd be¬

glichen .
Die westliche Überfüllung : Die unnatür¬

liche Aufstauung junger Ärzte im Westen

Deutschlands führt die Junge Union " der

CDU Südbadens in einer Erklärung auf die

, ,gerade für junge Menschen bedrohlichen
Verhältnisse in der Ostzone " zurück : , ,Dort

herrscht Ärztemangel , dem nicht abgeholfen

werden kann , da es unter den derzeitigen

Verhältnissen keinem jungen Arzt zugemu¬

tet werden kann , sich dort der Gefahr der

auszusetzen ." In Berlin
Verschleppung
kommt ( einer Auskunft im Mai 1948 zufolge )

ein Arzt auf 3500 Menschen . In der Ostzone

liegen die Verhältnisse noch ungünstiger .

Bemühungen und Denkschrift : Die Ärzte
ohneSüdwürttembergs Praxiseigene

schlossen sich am 15 . Juli zu der Vereinigung

, ,Marburger Bund " zusammen , um die In¬

teressen der wirtschaftlich ungesicherten

Ärzte vertreten zu können . Alle politischen

Parteien Südbadens wollen den Ärzten , be¬

sonders den Jungärzten , helfen . Die Landes¬

ärztekammer Südbaden wird der Staatsre¬

gierung eine ausführliche Denkschrift über

die Lage der Ärzte übergeben . Die unbe¬

zahlten Assistenten an den dem Kultusmi¬

nisterium unterstehenden Universitätskli¬

niken in Freiburg i . Br . erhielten nach der

Währungsreform eine einmalige Zuwen¬
J. B.

dung von DM 100 . ¬

ausdrücklichen und verbindlichen Weisungen der Mili¬
tärregierung als entlassen , und zwar mit der

Folge des Verlustes ihrer sämtlichen
Beamtenrechtel Auch eine Spruchkammerent¬
scheidung bringt den Entlassenen keinen Rechtsanspruch
auf Wiedereinstellung oder gar auf Ersatz des erlit¬
tenen Schadens . Es bedarf auch in diesen Fällen nicht

einer zusätzlichen schriftlichen Entlassungsverfügung
durch die Gemeinde . Es ist zudem auch unerheblich ,

ob der Beamte im Zeitpunkt der Entlassung sein Amt
ausgeübt hat oder nicht . Es können demnach auch

Kriegsgefangene entlassen sein . Damit ist die Frage
Eine Wiedereinstellung ,mit Nein " beantwortet !

die allein im Ermessen des Gemeinderats steht , darf

jedoch nach Ziffer 4 der oben erwähnten Grundsätze
auf keinen Fall dazu führen , daß z . B. ein inzwischen

neu eingestellter Ratschreiber , sofern er unbela¬

stet und geeignet ist , entlassen werden muß .

Damit wird die Lösung in der Praxis oft äußerst
schwierig . Ein entlassener Gemeindebeamter kann auch
nicht ohne weiteres Ruhegehaltsansprüche
und dergl . mit Aussicht auf Erfolg geltend machen . In
Abschnitt D der Grundsätze , ist vielmehr folgendes
gesagt : „Die mit der Entlassung , Wiedereinstellung
oder Nichtwiedereinstellung zusammenhängenden Rechts¬
fragen , insbesondere die Frage der etwaigen Gewäh¬
rung von Wartegeld , Ruhegehalt , Hinterbliebenenver¬
sorgung und Unfallfürsorge , bleiben der Regelung durch
Gesetz vorbehalten , ebenso die Herstellung der Rechts¬
gleichheit bezüglich der entlassenen oder nicht ent¬
lassenen politisch belasteten Bediensteten . " Zu ver¬
merken bleibt , daß im Zuge der Währungsreform
augenblicklich eine allgemeine Einstellungs - und Be¬
förderungssperre befolgt werden muß . Wir wollen an¬
nehmen , daß eine gesetzliche Regelung nun nach der
Währungsreform in Bälde erfolgen wird . Allzuviel
wird man jedoch davon bei unserer Armut kaum er
warten dürfen . Wer noch etwas arbeiten und verdie
nen kann , wird darum gut daran tun , möglichst rasch
irgendwo zuzupacken , wo er seine Arbeitskraft an¬

verwenden kann . Ohne Härten wird es
K.leider nicht abgehen .

gemessen
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